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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. NachbarG Bln: Duldung einer grenzüberschreitenden Wärmedämmung  
Urteil vom 01.07.2022, Az: V ZR 23/21  

2. ZPO, BGB: Anspruch auf Teilfreigabe einer Sicherheit  
Urteil vom 02.06.2022, Az: V ZR 132/21  

3. BGB: Beeinträchtigung der Dienstbarkeit durch Notweg  
Urteil vom 13.05.2022, Az: V ZR 4/21  

4. BGB, ZPO: Schätzung der fiktiven Mängelbeseitigungskosten  
Urteil vom 11.03.2022, Az: V ZR 35/21  

5. BGB: Unterlassung einer Äußerung  
Urteil vom 21.06.2022, Az: VI ZR 395/19  

6. BGB: Berichterstattung über den Tod der Ehefrau  
Urteil vom 17.05.2022, Az: VI ZR 141/21  

7. BGB: Berichterstattung über den Tod der Ehefrau  
Urteil vom 17.05.2022, Az: VI ZR 123/21  

8. BGB: Berichterstattung über den Tod der Ehefrau  
Urteil vom 17.05.2022, Az: VI ZR 124/21  

9. BGB: Berichterstattung über den Tod der Ehefrau  
Urteil vom 17.05.2022, Az: VI ZR 125/21  

10. BGB: Wirksamkeit der Kündigungssperrfrist  
Urteil vom 22.06.2022, Az: VIII ZR 356/20  

11. BGB: Kindesunterhalt bei mietfreiem Wohnen  
Beschluss vom 18.05.2022, Az: XII ZB 325/20  

12. EEG: Berechnung des Entschädigungsanspruchs  
Urteil vom 28.06.2022, Az: XIII ZR 4/21  
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1. NachbarG Bln: Duldung einer grenzüberschreitenden Wärmedämmung  
Urteil vom 01.07.2022, Az: V ZR 23/21 
a) Der gegen den Nachbarn gerichtete Anspruch des Grundstückseigentümers aus § 
16a NachbarG Bln auf Duldung einer grenzüberschreitenden Wärmedämmung hat ein-
zig zur Voraussetzung, dass die Überbauung zum Zwecke der Dämmung eines bereits 
bestehenden, an der Grundstücksgrenze errichteten Gebäudes erfolgt. Einschränkun-
gen des Duldungsanspruchs, wie sie die Nachbarrechtsgesetze anderer Bundesländer 
enthalten, können der Regelung nicht unter Rückgriff auf "allgemeine Rechtsgrund-
sätze" oder im Wege der verfassungskonformen Auslegung entnommen werden. 
 
b) Zur materiellen Verfassungsmäßigkeit von § 16a NachbarG Bln. 
 

  
2. ZPO, BGB: Anspruch auf Teilfreigabe einer Sicherheit  

Urteil vom 02.06.2022, Az: V ZR 132/21 
a) Die Pfändung und Einziehung des Anspruchs auf Rückgewähr einer Grundschuld 
umfasst grundsätzlich das Recht des Vollstreckungsgläubigers, im Wege der Vollstre-
ckung die Löschung der Grundschuld zu verlangen. 
 
b) Wann, unter welchen Voraussetzungen und in welcher Form der Sicherungsnehmer 
dem Sicherungsgeber die Grundschuld zurückgewähren muss, bestimmt sich nach der 
Sicherungsvereinbarung. Ist ein weiter Sicherungszweck vereinbart, der eine Revalu-
tierung der Grundschuld erlaubt, kann die Rückgewähr erst dann verlangt werden, 
wenn eine solche Revalutierung endgültig nicht mehr in Betracht kommt; das ist (erst) 
der Fall, wenn die Geschäftsbeziehung endet oder wenn die Sicherungsvereinbarung 
geändert oder gekündigt wurde (Fortführung von Senat, Urteil vom 19. April 2013 - V 
ZR 47/12, BGHZ 197, 155 Rn. 12). 
 
c) Der Anspruch des Sicherungsgebers auf Teilfreigabe einer Sicherheit setzt den Ein-
tritt einer insoweit endgültigen Übersicherung des Sicherungsnehmers und damit den 
Wegfall des Sicherungszwecks voraus. Das ist bei einer weiten Sicherungsvereinba-
rung (erst) der Fall, wenn die Geschäftsbeziehung zwischen Sicherungsgeber und Si-
cherungsnehmer beendet oder wenn die Sicherungsvereinbarung geändert oder gekün-
digt wurde. 
 
d) Im Verlangen auf Rückgewähr einer nicht oder nicht voll valutierten Grundschuld 
liegt regelmäßig die konkludente Kündigung einer weiten Sicherungsabrede. 
 
e) Der Vollstreckungsgläubiger, der einen Anspruch des Sicherungsgebers auf Rück-
gewähr einer Grundschuld pfändet, ist nicht berechtigt die Sicherungsvereinbarung o-
der die Geschäftsbeziehung zum Sicherungsnehmer zu kündigen; die Pfändung des 
Rückgewähranspruchs verschafft ihm nicht das Kündigungsrecht. 
 

  
3. BGB: Beeinträchtigung der Dienstbarkeit durch Notweg  

Urteil vom 13.05.2022, Az: V ZR 4/21 
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BGB § 918 Abs. 1 

Fehlt einem bebauten Grundstück die zur ordnungsmäßigen Benutzung notwendige 
Verbindung mit einem öffentlichen Weg deshalb, weil die in der bestandskräftigen 
Baugenehmigung vorgesehene Zuwegung schon bei der Bebauung technisch nicht her-
stellbar war oder jedenfalls nicht (mehr) hergestellt werden kann, ist das Notwegrecht 
nicht gemäß § 918 Abs. 1 BGB ausgeschlossen. 

BGB § 916 , § 917 Abs. 2 Satz 2 

Wird durch den Notweg eine Dienstbarkeit an dem Nachbargrundstück beeinträchtigt, 
muss der Eigentümer des verbindungslosen Grundstücks die Duldung des Notwegs 
nicht nur von dem Eigentümer des Nachbargrundstücks, sondern auch von dem 
Dienstbarkeitsberechtigten verlangen. 

BGB § 917 Abs. 1 Satz 1 

Ob eine Zuwegung zu einem bebauten Grundstück den Anforderungen an eine zur 
ordnungsmäßigen Grundstücksnutzung notwendige Verbindung mit einem öffentli-
chen Weg genügt, beurteilt sich nach den aktuellen technischen und rechtlichen Vo-
raussetzungen und nicht nach den Gegebenheiten bei Erteilung der Baugenehmigung. 
 

  
4. BGB, ZPO: Schätzung der fiktiven Mängelbeseitigungskosten  

Urteil vom 11.03.2022, Az: V ZR 35/21 
Wird der kaufvertragliche Anspruch auf Schadensersatz statt der Leistung (kleiner 
Schadensersatz) gemäß § 437 Nr. 3 , §§ 280 , 281 BGB anhand der voraussichtlich er-
forderlichen, aber (noch) nicht aufgewendeten ("fiktiven") Mängelbeseitigungskosten 
bemessen, hat das Gericht eine Schadensermittlung nach den Grundsätzen des § 287 
Abs. 1 ZPO vorzunehmen und insoweit zu prüfen, in welcher Höhe ein Schaden über-
wiegend wahrscheinlich ist; das gilt auch und gerade dann, wenn in einem Sachver-
ständigengutachten eine Schätzungsbandbreite (hier: +/- 30 %) genannt wird. 
 

  
5. BGB: Unterlassung einer Äußerung  

Urteil vom 21.06.2022, Az: VI ZR 395/19 
a) Begehrt der Kläger in einem äußerungsrechtlichen Rechtsstreit nicht die Unterlas-
sung einer von ihm wörtlich wiedergegebenen Äußerung des Beklagten, sondern die 
Unterlassung einer Aussage, die er der Äußerung des Beklagten nach eigener Interpre-
tation entnehmen zu können meint, so kommt ein auf eine Wiederholungsgefahr nach 
erfolgter Erstbegehung gestützter Unterlassungsanspruch (sogenannter "Verletzungs-
unterlassungsanspruch") nur in Betracht, wenn sich die vom Kläger bekämpfte Aus-
sage aus der betreffenden Äußerung des Beklagten tatsächlich ergibt. 
 
b) Ergibt sich in einem äußerungsrechtlichen Rechtsstreit, dass der Kläger die von ihm 
begehrte Unterlassung einer bestimmten Aussage nicht verlangen kann und die Klage 
deshalb unbegründet ist, so bedarf es vor Abweisung der Klage keines richterlichen 
Hinweises dahingehend, dass sich aus dem maßgeblichen Sachverhalt (möglicher-
weise) ein auf eine andere Aussage gerichteter Unterlassungsanspruch ergibt. 
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6. BGB: Berichterstattung über den Tod der Ehefrau  

Urteil vom 17.05.2022, Az: VI ZR 141/21 
a) Zur Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts des Ehemanns durch eine Be-
richterstattung über die Umstände des Todes der Ehefrau. 
 
b) Gegen rechtsverletzende Eingriffe in das Persönlichkeitsrecht kann nur der unmit-
telbar Verletzte, nicht auch derjenige vorgehen, der von den Fernwirkungen eines Ein-
griffs in das Persönlichkeitsrecht eines anderen nur mittelbar belastet wird, solange 
diese Auswirkungen nicht auch als Verletzung des eigenen Persönlichkeitsrechts zu 
qualifizieren sind. Es hängt von den Umständen einer Berichterstattung über den Tod 
einer Person im Einzelfall ab, ob sie das Persönlichkeitsrecht eines nahen Angehörigen 
unmittelbar oder nur mittelbar beeinträchtigt. 
 
c) Eine vom Recht auf Achtung der Privatsphäre umfasste Situation großer emotiona-
ler Belastung kann auch die des Bangens um das Leben eines nahen Angehörigen sein. 
 

  
7. BGB: Berichterstattung über den Tod der Ehefrau  

Urteil vom 17.05.2022, Az: VI ZR 123/21 
a) Zur Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts des Ehemanns durch eine Be-
richterstattung über die Umstände des Todes der Ehefrau. 
 
b) Gegen rechtsverletzende Eingriffe in das Persönlichkeitsrecht kann nur der unmit-
telbar Verletzte, nicht auch derjenige vorgehen, der von den Fernwirkungen eines Ein-
griffs in das Persönlichkeitsrecht eines anderen nur mittelbar belastet wird, solange 
diese Auswirkungen nicht auch als Verletzung des eigenen Persönlichkeitsrechts zu 
qualifizieren sind. Es hängt von den Umständen einer Berichterstattung über den Tod 
einer Person im Einzelfall ab, ob sie das Persönlichkeitsrecht eines nahen Angehörigen 
unmittelbar oder nur mittelbar beeinträchtigt. 
 
c) Eine vom Recht auf Achtung der Privatsphäre umfasste Situation großer emotiona-
ler Belastung kann auch die des Bangens um das Leben eines nahen Angehörigen sein. 
 

  
8. BGB: Berichterstattung über den Tod der Ehefrau  

Urteil vom 17.05.2022, Az: VI ZR 124/21 
a) Zur Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts des Ehemanns durch eine Be-
richterstattung über die Umstände des Todes der Ehefrau. 
 
b) Gegen rechtsverletzende Eingriffe in das Persönlichkeitsrecht kann nur der unmit-
telbar Verletzte, nicht auch derjenige vorgehen, der von den Fernwirkungen eines Ein-
griffs in das Persönlichkeitsrecht eines anderen nur mittelbar belastet wird, solange 
diese Auswirkungen nicht auch als Verletzung des eigenen Persönlichkeitsrechts zu 
qualifizieren sind. Es hängt von den Umständen einer Berichterstattung über den Tod 
einer Person im Einzelfall ab, ob sie das Persönlichkeitsrecht eines nahen Angehörigen 
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unmittelbar oder nur mittelbar beeinträchtigt. 
 
c) Eine vom Recht auf Achtung der Privatsphäre umfasste Situation großer emotiona-
ler Belastung kann auch die des Bangens um das Leben eines nahen Angehörigen sein. 
 

  
9. BGB: Berichterstattung über den Tod der Ehefrau  

Urteil vom 17.05.2022, Az: VI ZR 125/21 
a) Zur Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts des Ehemanns durch eine Be-
richterstattung über die Umstände des Todes der Ehefrau. 
 
b) Gegen rechtsverletzende Eingriffe in das Persönlichkeitsrecht kann nur der unmit-
telbar Verletzte, nicht auch derjenige vorgehen, der von den Fernwirkungen eines Ein-
griffs in das Persönlichkeitsrecht eines anderen nur mittelbar belastet wird, solange 
diese Auswirkungen nicht auch als Verletzung des eigenen Persönlichkeitsrechts zu 
qualifizieren sind. Es hängt von den Umständen einer Berichterstattung über den Tod 
einer Person im Einzelfall ab, ob sie das Persönlichkeitsrecht eines nahen Angehörigen 
unmittelbar oder nur mittelbar beeinträchtigt. 
 
c) Eine vom Recht auf Achtung der Privatsphäre umfasste Situation großer emotiona-
ler Belastung kann auch die des Bangens um das Leben eines nahen Angehörigen sein. 
 

  
10. BGB: Wirksamkeit der Kündigungssperrfrist  

Urteil vom 22.06.2022, Az: VIII ZR 356/20 
a) Die vom Land Berlin erlassene "Verordnung im Sinne des § 577a Abs. 2 BGB über 
den verlängerten Kündigungsschutz bei Umwandlung einer Mietwohnung in eine Ei-
gentumswohnung" (Kündigungsschutzklausel-Verordnung vom 13. August 2013, 
GVBl. S. 488), welche die Kündigungssperrfrist nach Bildung und Veräußerung von 
Wohnungseigentum im Sinne des § 577a Abs. 1 BGB für das gesamte Gebiet von 
Berlin auf zehn Jahre festlegt, ist wirksam. 
 
b) Eine die Kündigungssperrfrist des § 577a Abs. 1, 2 BGB auslösende Veräußerung 
des Wohnungseigentums an einen Erwerber liegt regelmäßig nicht vor, wenn ein Mit-
eigentumsanteil an einen bisherigen (vermietenden) Miteigentümer übertragen wird 
(Fortführung des Senatsbeschlusses [Rechtsentscheid] vom 6. Juli 1994 - VIII ARZ 
2/94, BGHZ 126, 357, 364). 
 
c) Ist in der Person eines von mehreren Mietern einer Wohnung der Kündigungs-
schutz aus § 577a Abs. 1, 2 BGB bereits angelegt, war also diesem Mitmieter die 
Wohnung zum Zeitpunkt der Bildung des Wohnungseigentums schon überlassen, und 
wird das Mietverhältnis nach dessen Ableben mit dem überlebenden Mitmieter gemäß 
§ 563a Abs. 1 BGB fortgesetzt, tritt dieser (auch) bezüglich des Kündigungsschutzes 
an die Stelle des Verstorbenen und kann sich - nach der (erstmaligen) Veräußerung 
des Wohnungseigentums - gegenüber einer Eigenbedarfs- beziehungsweise Verwer-
tungskündigung des Erwerbers auf die - hier zehnjährige - Kündigungssperrfrist aus § 



 

b.b.h. Fortbildungswerk Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 6 - 
 
 

577a Abs. 1, 2 BGB berufen (Fortführung des Senatsurteils vom 9. Juli 2003 - VIII 
ZR 26/03, NJW 2003, 3265 unter II 2 [zu § 564b Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 BGB aF]). 
 

  
11. BGB: Kindesunterhalt bei mietfreiem Wohnen  

Beschluss vom 18.05.2022, Az: XII ZB 325/20 
a) Das mietfreie Wohnen beeinflusst nicht die Höhe des Kindesunterhalts. Die kosten-
freie Zurverfügungstellung von Wohnraum wird vorrangig im unterhaltsrechtlichen 
Verhältnis zwischen den Eltern ausgeglichen. Ein unterhaltsrechtlicher Ausgleich 
kann auch darin bestehen, dass der Betreuungselternteil keinen Anspruch auf Tren-
nungsunterhalt geltend machen kann, weil nach der Zurechnung des vollen Wohn-
werts keine auszugleichende Einkommensdifferenz zwischen den Eltern mehr besteht. 
 
b) Die Eltern können eine - nach den Umständen des Einzelfalls gegebenenfalls auch 
konkludente - Vereinbarung darüber treffen, dass die Wohnungskosten durch den Na-
turalunterhalt des Barunterhaltspflichtigen abgedeckt werden. Für die Erfüllung des 
Barunterhaltsanspruchs ( § 362 BGB ) aufgrund einer solchen Vereinbarung trifft den 
Barunterhaltsschuldner die Darlegungs- und Beweislast. 
 
c) Bevor die Haftungsquote für den anteiligen Mehrbedarf bestimmt wird, ist von den 
Erwerbseinkünften des betreuenden Elternteils der Barunterhaltsbedarf der Kinder 
nach den gemeinsamen Einkünften der Eltern abzüglich des hälftigen auf den Barun-
terhalt entfallenden Kindergelds und abzüglich des vom Kindesvater geleisteten Ba-
runterhalts abzusetzen. In der verbleibenden Höhe leistet der betreuende Elternteil ne-
ben dem Betreuungsunterhalt restlichen Barunterhalt in Form von Naturalunterhalt. 
Die andere Hälfte des Kindergelds, die der betreuende Elternteil erhält, ist nicht ein-
kommenserhöhend zu berücksichtigen (im Anschluss an Senatsbeschluss vom 29. 
September 2021 - XII ZB 474/20 -FamRZ 2021, 1965). 
 

  
12. EEG: Berechnung des Entschädigungsanspruchs  

Urteil vom 28.06.2022, Az: XIII ZR 4/21 
a) Der Entschädigungsanspruch aus § 15 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 bemisst sich bei ei-
nem direkt vermarktenden Betreiber einer Erneuerbare-Energien-Anlage nicht allein 
nach der entgangenen Marktprämie gemäß §§ 19 und 20 EEG 2017. Vielmehr ist auch 
die Vergütung zu ersetzen, die der Anlagenbetreiber ohne die vom Netzbetreiber we-
gen eines Netzengpasses veranlasste Einspeisereduzierung aufgrund eines Direktver-
marktungsvertrags von seinem Vertragspartner erhalten hätte. 
 
b) Die in § 51 Abs. 1 EEG 2017 angeordnete Reduktion des anzulegenden Werts auf 
null in langanhaltenden Phasen negativer Börsenstrompreise gilt nur für die von den 
Netzbetreibern nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz für eingespeisten Strom zu 
zahlenden Vergütungen. Die in einem privatrechtlichen Vermarktungsvertrag verein-
barte Vergütung wird durch § 51 Abs. 1 EEG 2017 nicht berührt. 
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c) § 51 Abs. 1 EEG 2017 schließt nicht aus, dass dem Betreiber einer Erneuerba-
reEnergien-Anlage auch für Einspeisemanagementmaßnahmen in Phasen, in denen 
der anzulegende Wert gemäß § 51 Abs. 1 EEG 2017 auf null reduziert ist, ein Ent-
schädigungsanspruch aus § 15 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 zusteht, wenn er nach dem 
Vertrag mit einem Direktvermarktungsunternehmen bei erfolgter Stromeinspeisung 
eine Vergütung erhalten hätte. Eine solche vertragliche Vereinbarung ist auch nicht 
von vornherein unwirksam. 
  

 

 


